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Satzung uber die formliche Festlegung des Sanierungsgebietes ,,Endersbach

Ortsmitte Il,,
Gremium am
Technischer Ausschuss 16.07.2020 offentlich
Gemeinderat 23.07.2020 offentlich

Beschlussvorschlag:

1. Vorbereitende Untersuchungen und Finanzierung

Der Bericht der STEG uber die Vorbereitenden Untersuchungen nach § 141 BauGB
wird zur Kenntnis genommen und den Sanierungszielen, dem Malinahmenkonzept,
der Kosten- und Finanzierungsubersicht sowie der in diesem Zusammenhang
stehenden Eigenfinanzierungserklarung wird zugestimmt.

. Formliche Festlegung des Sanierungsgebiets (Sanierungssatzung)

Aufgrund der nachgewiesenen Sanierungsnotwendigkeit und
Sanierungsdurchfihrbarkeit wird die Sanierungssatzung fur das Gebiet Weinstadt
,Endersbach Ortsmitte II“ beschlossen.

Bezuglich der Wahl des Sanierungsverfahrens kommt das vereinfachte
Sanierungsverfahren unter Ausschluss der §§ 152 bis 156a BauGB zur Anwendung.
Die Vorschriften des §144 Abs. 2 BauGB werden nicht in Kraft gesetzt.

. Befristung des Sanierungszeitraums
Die Frist, in der die Sanierung ,Endersbach Ortsmitte II“ durchgefihrt werden soll,
wird bis zum 30.04.2032 festgelegt.

. Fordersatze und Mindestbaustandards

Private Erneuerungs- bzw. Ordnungsmafnahmen werden gemaf nachstehender
Tabelle im Text unter Nr. 3.3 gefdrdert.

Die Verwaltung wird ermachtigt, private Erneuerungs- oder Ordnungsmalfinahmen,
die sich im Rahmen der genannten Konditionen bewegen, eigenstandig
abzuschlielRen. Abweichungen bei der Férderquote oder der Maximalférderung
kdnnen im begrindeten Einzelfall vom Gemeinderat beschlossen werden.

Haushaltswirtschaftliche Auswirkungen:

Kosten: xxx Euro
Ansatz Haushaltsplan laufendes Jahr: xxx Euro
Haushaltsplan Seite: XXX

Produkt:
Mafinahme (nur investiver Bereich):
Produktsachkonto:

XX.XX.XXXX - Bezeichnung
xxx - Bezeichnung

XXXXXXXX
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UberplanméRige Aufwendungen / Auszahlungen: Ja / Nein
Aulerplanmafige Aufwendungen / Auszahlungen: Ja/ Nein
Deckungsvorschlag: (wenn Uber-, auRerplanmanig)

Bezug zum Kursbuch Weinstadt 2030:
Planen, Bauen, Wohnen

Verfasser:
30.04.2020, Amt 61, Schell

Mitzeichnung:
Fachbereich Person Datum
Scharmann, Michael,

Oberbirgermeister . . 23.06.2020
Oberblrgermeister

Dezernat Il Deiler, Thomas, 12.05.2020
Erster Bargermeister

Stadtplanungsamt Schlegel, Reinhard 11.05.2020

Tiefbauamt Baumeister, Markus 12.05.2020

Liegenschaftsamt Heinisch, Karlheinz 11.05.2020



Seite 3 von 17

Sachverhalt:

1 Zusammenfassung der Ergebnisse der Vorbereitenden Untersuchungen nach dem

besonderen Stadtebaurecht des Baugesetzbuches (BauGB)..........cccccvvvvvvnnnnnnnnnnnnns 4

1.1 Abgrenzung der Vorbereitenden Untersuchungen (§ 141 BauGB) ..................uuueeee 4
1.2  Stadtebauliche Missstande (§ 136 BauGB) ..........ccooviiiiiiiiiiiiiiiice e, 5
1.3  Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen (§ 137 BauGB)...............euvviiiiiiiiinnnnnnes 6
1.4  Beteiligung und Mitwirkung der 6ffentlichen Aufgabentrager (§ 139 BauGB)........... 7
1.5  Sanierungsziele (§ 136 BaUGB) .........uuciiiiiiiiieecc e 8
1.6  Kosten- und Finanzierungsubersicht (§ 149 BauGB)..............uuviiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiinns 10

2 Formliche Festlegung des Sanierungsgebietes...........cccoovimmiiieccciii s 12
2.1 Sanierungssatzung (§ 142 BauGB) / Abgrenzung des Sanierungsgebietes ........... 12
2.2  Genehmigungspflichtige Vorhaben (§§ 144/145 BauGB) ............cccoovvviieiiieieennnnnn, 12
2.3 Verfahrensart (§ 142 Abs. 4 BauGB)........cccovvviiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiieee 13
2.4  Sanierungsbedingte MaRnahmen (§§ 146 ff BauGB)............cccooooiiiiiiiiiiiiieeenee, 14
2.5 Befristung der Sanierungsdurchfihrung (§142 Abs. 3 BauGB).........cccccvvvvvviiiennnnnn. 14

3  Forderung privater ErneuerungsmaBnahmen..............coooiiiiiiiicccciinnisrssccesssnseeees 15
3.1 Voraussetzungen und Mindestbaustandard ... 15
3.2  Fordersatze fir private Erneuerungsmalnahmen ............ccooovviiieiieiiieiiiiiicceee e, 16
3.3  Forderung private Ordnungsmalnahmen.............cooovviiiiiiiiiiiiiiiiiieeeeeeeeeeee 16

4 Gestaltungsrichtlinien/Gestaltungssatzung..........cccccviiiiiiirinnsnnssssssssss s 17



Seite 4 von 17

1 Zusammenfassung der Ergebnisse der Vorbereitenden Untersuchungen
nach dem besonderen Stadtebaurecht des Baugesetzbuches (BauGB)

Die Grobanalyse ,Endersbach Ortsmitte 11“ des Jahres 2018 und die damit verbundene
Antragstellung zur Aufnahme in ein Stadtebauforderprogramm gaben Anlass fur eine
intensive Erdrterung der stadtebaulichen Entwicklung der Stadt Weinstadt. Mit dem Erlass
des Regierungsprasidiums Stuttgart vom 09.04.2019 wurde die Stadt Weinstadt mit dem
Gebiet ,Endersbach Ortsmitte II* in das Bund-Lander-Programm ,Aktive Stadt- und
Ortsteilzentren® (ASP) aufgenommen. Mit Bescheid vom 17.03.2020 wurde ein Wechsel in
das neue Bund-Lander-Programm ,Lebendige Zentren* (LZP) vollzogen. Die finanzielle
Zuwendung betragt 900.000 € womit unter Berucksichtigung des stadtischen
Komplementaranteils von 600.000 € ein Férderrahmen von 1.500.000 € fir die
Bezuschussung von MalRnahmen in einem Sanierungsgebiet zur Verfigung stehen.

Gemal § 142 BauGB sind Vorbereitende Untersuchungen erforderlich, um
Entscheidungsgrundlagen fur die Notwendigkeit, die Art und Durchfihrbarkeit einer
Sanierungsmaflnahme zu erhalten. Dies umfasst insbesondere die Einbeziehung der
unmittelbar Betroffenen im Gebiet. Innerhalb der vorbereitenden Untersuchungen werden
Vorschlage fir eine Neuordnung erarbeitet und die Voraussetzungen fiir die férmliche
Festlegung eines Sanierungsgebietes geschaffen. Dazu gehdren eine Analyse der
strukturellen und stadtebaulichen Verhaltnisse sowie eine Darstellung der anzustrebenden
Sanierungsziele.

Bei den Vorbereitenden Untersuchungen geht es insbesondere um folgende

Fragenkomplexe:

o Liegen im Untersuchungsgebiet stadtebauliche Missstande vor und besteht somit die
Notwendigkeit fir eine Sanierung?

o Bestehen Mdglichkeiten, die stadtebaulichen Missstdande durch SanierungsmalRnahmen
zu beseitigen und welche Neuordnungskonzepte kénnen realisiert werden?

e |st die Sanierung hinsichtlich der Finanzierbarkeit der MalRnahme durchfihrbar?

1.1 Abgrenzung der Vorbereitenden Untersuchungen (§ 141 BauGB)

Das Untersuchungsgebiet ,Endersbach Ortsmitte 11* liegt im Weinstadter Stadtteil
Endersbach und hat eine Grélie von ca. 6,34 ha. Es bezieht sich Gberwiegend auf den
Bereich der Strimpfelbacher Stralle und umfasst stidéstlich davon den historischen Ortskern
mit Mullergasse, Kornstral3e, Pflaster und Im Biegel. Die Abgrenzung des
Untersuchungsbereiches verlauft noérdlich des Viadukts, vom Kreisverkehr an der
Schorndorfer Strale, weiter nordlich zur Kalkofenstral3e bis zur Fuligéangerunterfuhrung, die
unter der Bundesstralle B 29 ins ehemalige ,Birkel-Areal* zur Rems fihrt. In sidwestlicher
Richtung des Viaduktes verlauft die Abgrenzung entlang der Strimpfelbacher Stral3e bis
zum Platzbereich vor der historischen Zehntscheuer. Das ,Alte Rathaus®, Traubenstralle 2,
und das Gebaude Traubenstralie 4 bilden den stdlichen Abschluss des
Untersuchungsbereiches. Von dort verlauft die Abgrenzung weiter Richtung Nord-Osten bis
zur Beutelsbacher Strafle und umfasst das Quartier ,Im Biegel“.

(Anlage: Abgrenzungsplan)
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1.2 Stadtebauliche Missstande (§ 136 BauGB)

Die Untersuchungen haben ergeben, dass im Untersuchungsgebiet stadtebauliche
Missstande vorliegen, zu deren Behebung Sanierungsmalinahmen nach dem besonderen
Stadtebaurecht des Baugesetzbuches erforderlich sind (Anlage: Plan Stadtebauliche
Missstande). Als wesentliche stadtebauliche Missstdnde im Untersuchungsgebiet lassen sich
feststellen:

1.21

Strukturelle Missstande

Es gibt Bereiche mit einer hohen Bebauungsdichte, der Gebdudeabstand ist gering,
eine ausreichende Besonnung und Beliftung ist nicht gewahrleistet.
Mindergenutzte Flachen und Gebaude, z. B. historische Zehntscheuer, Kornstralte
10 und 10/1.

Unausgepragte Parkierungsflache an der Kornstralle/Ecke Wiesengarten.

Funktionale Missstiande

Die Strumpfelbacher Strale erfillt die funktionalen und zeitgemafRen Anforderungen
in der Einkaufszone nicht mehr in dem erforderlichen Male.

Im FuRgangerbereich der nordlichen Strimpfelbacher Stral3e ist keine Barrierefreiheit
gegeben.

Es fehlen Querungen in der sudlichen Strimpfelbacher Stral’e, auf Hohe der
Zehntscheuer und im Kreisverkehr im Einmindungsbereich zur Schorndorfer Strale.
Es fehlt ein durchgangiger Radweg bis zur ,Birkelspitze“ und zum ,Remstal-Radweg®.
Konfliktsituationen an der Kreuzung Strimpfelbacher Stralle/Waiblinger StralRe
Zweispuriger, Uberdimensioniert angelegter Kreisverkehr, mit zwei Fahrspuren,
nordlich des Viadukts.

Ungeordneter Bereich an der Kornstralie/Ecke Wiesengarten (Parkierungsflache mit
,wildem Parken®).

Raumliche Missstande und Ortsbild

Energetische und bauliche Mangel an privaten Gebauden.

Defizite im ErschlieRungsbereich der Strumpfelbacher Strale.

Fehlende Aufenthaltsqualitat im &ffentlichen Bereich vor der historischen
Zehntscheuer, an der Kornstral’e/Ecke Wiesengarten,

Ein hohes Mal} an vorhandenem Stadtmobiliar im Erdgeschossbereich der
Striumpfelbacher Stralde (Hochbeete, Skulpturen, Milltonnen etc.). Die
Durchgangigkeit im FulRgangerbereich ist dadurch erschwert und verhindert die
erforderliche Barrierefreiheit bzw. Barriere-Armut.

Ein weitlaufig angelegter Kreisverkehr, mit zwei parallel angelegten Fahrspuren und
Verkehrsinsel, an der Schorndorfer Strafle. Die Ubersicht wird durch die zwei parallel
verlaufenden Fahrspuren deutlich erschwert und die verkehrliche Sicherheit der
Verkehrsteilnehmer deutlich beeintrachtigt.
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1.2.4 Bauliche Missstinde

= Gebaude mit erheblichen bis substanziellen Mangel sind in folgenden Stralten zu
finden: In der sudlichen Strimpfelbacher Stral3e, in der Waiblinger Stralde, in der
Beutelsbacher Stral’e, Im Pflaster, Im Biegel, in der Millergasse und in der
Kornstrale.

= 30 % der Hauptgebaude haben erhebliche bis substanzielle Mangel in der
Bausubstanz.

= 33 % der Nebengebaude weisen erhebliche bis substanzielle Mangel in der
Bausubstanz auf.

= Ca. 2 % der Haupt- und 3 % der Nebengebaude sind leerstehend oder
mindergenutzt.

= Der Leerstand geht in den meisten Fallen auch mit Mangeln in der Bausubstanz
einher.

= Zahlreiche Wohnungen mit grundrisstypologischen Mangeln, die eine
nutzerbedarfsgerechte Wohnraumversorgung erschweren (z. B. kaum
barrierefreies/barrierearmes Wohnungsangebot).

= Einige Wohnungen haben keinen zeitgemalien Ausstattungsstandard, so dass ein
attraktives und vielfaltiges Wohnungsangebot fir unterschiedliche Anspruchsgruppen
in geringem Ausmal vorhanden ist.

1.3 Beteiligung und Mitwirkung der Betroffenen (§ 137 BauGB)

Die kunftige Sanierung soll moglichst friihzeitig mit den beteiligten Eigentimern, Mietern und
Pachtern erortert werden. Am 05.11.2019 wurden die betroffenen Personen im Gebiet und
die Burgerschaft deshalb auf einer Auftaktveranstaltung und Blirgerbeteiligung tber die
genauen Inhalte der vorbereitenden Untersuchungen informiert. Es kamen rund 110
Blrgerinnen und Birger zu der Veranstaltung in der Jahnhalle. Im Vordergrund standen
einerseits Anregungen aus der Blrgerschaft zu den anstehenden Entwicklungsaufgaben.
Andererseits wurde auch Uber spezielle Sanierungsthemen aufgeklart wie die notwendigen
Rechtsgrundlagen nach dem Baugesetzbuch (genehmigungspflichtige Vorhaben,
Vorkaufsrecht der Stadt, eventuelle Ausgleichsbetragspflicht), die Vorgehensweise bei der
Blrgerbeteiligung und Férdermdglichkeiten.

Die Betroffen wurden dartber hinaus Uber Fragebdgen zu den Gebauden, Wohnungen und
Bewohner befragt. Im Zuge der Befragung konnten zu 40 von 87 Wohngebauden im Gebiet
weiterfuhrende Informationen gewonnen werden. Dies entspricht einem als gut zu
bewertenden Ricklauf von ca. 46 %. Als Ergebnis der Beteiligung Iasst sich festhalten, dass
keine grundsatzlichen Bedenken gegen die vorgeschlagene Sanierungsmalinahme
bestehen und die Hinweise und Anregungen mit den Analysen und Planungen
ubereinstimmen bzw. in Einklang gebracht werden konnen.

Auf die Frage nach den Zukunftsabsichten bezuglich ihres Gebaudes bzw. Grundstlickes
gab die Mehrheit (52,5 %) der antwortenden Eigentimer an, in den nachsten Jahren keine
Veranderungen vornehmen zu wollen. 20 % streben eine Modernisierung und Umbau an,
wahrend 7,5 % an einen Verkauf denken, ebenso viele (7,5 %) kénnten sich einen Abbruch
mit anschlielender Neubebauung vorstellen.

Viele Eigentumer und Anwohner nahmen im Rahmen der Befragung die Mdglichkeit wahr, zu
verschiedenen Themen rund um die kinftige Sanierung Stellung zu nehmen. Aus den freien
Antworten der Burgerinnen und Burger haben sich mehrere Themenbereiche
herauskristallisiert. Das Thema Verkehr und Parken ist fur viele Eigentimer und Anwohner
ein zentrales Anliegen. Viele wiinschen sich eine Reduzierung der Fahrgeschwindigkeit, vor
allem auf der Striimpfelbacher StraRe. Auch der Wunsch nach einer Uberarbeitung der
Verkehrsfiihrung und einer Verkehrsberuhigung tritt vermehrt auf. Ein weiterer Wunsch der
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Antwortgebenden ist die Verbesserung der Situation fir FuRganger sowohl fur Radfahrer.
Diese wird bisher als unsicher empfunden. Im Bereich des Parkens auf3erten sich viele
Anwohner/-innen, dass Anwohnerparkausweise eingefuhrt werden, da die Parksituation als
angespannt beschrieben wird.

Fur viele ist zudem eine Steigerung der Aufenthaltsqualitat im 6ffentlichen Raum und damit
verbunden eine Belebung der Ortsmitte wichtig. Dabei winschen sich die Burger/-innen z. B.
eine Belebung der FuRgangerzone und ein Ausbau des Angebots in der Innenstadt. Auch
der Wunsch nach Erhalt sowie Ausbau der Bepflanzung und Grinflachen tritt auf.

Die zum Ausdruck gebrachte Absicht zu Umbau und Modernisierung von Gebauden oder
anderen Malinahmen sowie die Erkenntnis des Sanierungserfordernisses in der Ortsmitte
koénnen als Signale einer vorhandenen Mitwirkungsbereitschaft interpretiert werden. Der
Wunsch nach einem zukunftsorientierten, modernen und attraktiven Stadtbild sowie einem
Erhalt der ortstiblichen Fassaden und Dachern untermauert die Sanierungsbestrebungen der
Stadt.

1.4 Beteiligung und Mitwirkung der offentlichen Aufgabentrager (§ 139
BauGB)

Nach § 139 BauGB (Beteiligung und Mitwirkung offentlicher Aufgabentrager) in Verbindung
mit § 4 BauGB (Beteiligung der Trager offentlicher Belange) holt die Stadt die
Stellungnahmen der Behorden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange, deren
Aufgabenbereich durch die Planung berthrt wird, méglichst frihzeitig ein.

Die 6ffentlichen Aufgabentrager (TOB) wurden mit Schreiben vom 11.06.2019 um ihre
schriftliche Stellungnahme zu den vorbereitenden Untersuchungen in Weinstadt im Bereich
der ,Endersbach Ortsmitte 11“ gebeten. Insgesamt wurden 39 6ffentliche Aufgabentrager
angeschrieben. Von den angeschriebenen 6ffentlichen Aufgabentragern haben 19
geantwortet.

Soweit im Rahmen der Stellungnahmen Anregungen fiir das Sanierungskonzept gegeben
wurden, wurden diese geprft und — soweit erforderlich — in das Sanierungskonzept
eingearbeitet. Die vom Landesamt fur Denkmalpflege mitgeteilten Bau- und Kunstdenkmale
sowie die erhaltenswerden Gebaude wurden dementsprechend in den Planen berlcksichtigt.

Des Weiteren wurden verschiedene zu bericksichtigende Aspekte zu der StralRenfuhrung
und -gestaltung vorgebracht. So wurde im Falle einer Neugestaltung der Stralenraume auf
die Berucksichtigung der Mindestbreite und Anforderungen an den Verlauf der Strallen fur
den Busverkehr und die Abfallwirtschaft aufmerksam gemacht.

Als Ergebnis der Beteiligung lasst sich festhalten, dass keine grundséatzlichen Bedenken
gegen die vorgeschlagene Sanierungsmal3nahme bestehen und die Hinweise und
Anregungen mit den Analysen und Planungen Ubereinstimmen bzw. in Einklang gebracht
werden konnen.
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1.5 Sanierungsziele (§ 136 BauGB)

Das Neuordnungskonzept zeigt Moglichkeiten der Sanierung auf und dient als Grundlage der
anschlielienden Sanierungsdurchfiihrung. Langfristig kann durch Neuordnung,
Innenentwicklung und Umnutzung eine sinnvolle Ergédnzung zum Bestand erfolgen und eine
Starkung der innerortlichen Struktur herbeigefuhrt werden. Es gilt den Stadtkernbereich
attraktiv und lebendig, fur die dort lebenden Menschen und Besucher zu gestalten.

Die stadtebaulichen Ziele des geplanten Sanierungsgebiets ,Ortsmitte |I“ in Endersbach
beziehen sich auf den Kontext der Grundsatze und Leitlinien des integrativen
Stadtentwicklungskonzeptes fiir Weinstadt, dem ,Kursbuch 2030“. Die gesamtstadtischen
Leitlinien werden in dem vorliegenden gebietsbezogenen Entwicklungskonzept fir die
Sanierung der ,Ortsmitte II* als stadtebauliche Zielsetzungen fur Endersbach aufgegriffen.

1.5.1 Sanierungsziele

Der Rahmenplan mit den stadtebaulichen Entwicklungszielen sowie das
Neuordnungskonzept in textlicher und zeichnerischer Form (Anlage: Neuordnungskonzept -
Plananhang) fiir den Endersbach Ortsmitte Il geben einen Uberblick tiber die vorhandenen
Potenziale und Entwicklungschancen. Auf Basis der Leitlinien werden die Sanierungsziele
fur ,Endersbach Ortsmitte II* definiert, wobei Endersbach weiterhin der Schwerpunkt flr
Dienstleistung und Handel und attraktiver Arbeits-, Wohn- und Versorgungsort sein soll.

Eine verbesserte Einbindung der Dienstleistungs- und Handels- und
Gemeindebedarfsangebote und eine standortgerechte Ansiedlung sollen zu einer weiteren
Starkung des Zentrums flihren. Die Hauptsanierungsziele sind der Erhalt des historischen
Ortskerns und die Umfunktionierung der Strimpfelbacher Stral3e. Folgende Ziele werden
vorgeschlagen:

Entwicklungsschwerpunkt Sanierung von Kulturdenkmalen und privaten
Wohnhausern
= Erhalt des historischen Ortszentrums um das ,Alte Rathaus“ und dem
Heimatmuseum mit dortigen kleinen Einzelhandelseinrichtungen.
= Erhalt von kommunalen Kulturdenkmalen und heimatkundlichen, historisch wertvollen
Gebauden.
= Sanierung von privaten ortsbildpragenden Gebauden, meist in Sichtfachwerk, die die
historische Bedeutung und Identitat des Stadtteils als friherer Weinanbauort
wiederspiegeln.
= Der hohen Wohnraumnachfrage soll durch bauliche Ergdnzungen und Sanierungen
nachgekommen werden.
= Anpassung des Wohnraumangebots an den zukiinftigen Bedarf durch Umnutzung
von vorhandenen Potentialen im Bestand, insbesondere Neben- und
Wirtschaftsgebauden (Scheunen), und Erweiterung von mindergenutzten
Bestandsgebduden (z.B. Dachausbau, Aufstockung, Anbauten).
= Anpassung der Wohnverhaltnisse an den demografischen Wandel (altersgerechter
und barrierefreier Um- und Ausbau).
= Wiederbelegung von Leerstdnden und Mindernutzungen.

Entwicklungsschwerpunkt Umfunktionierung der Striumpfelbacher Strae
= Die Uberdrtliche Versorgungsfunktion der Strimpfelbacher Stral3e soll erhalten bzw.
fur die Zukunft gestarkt werden. Dienstleistungs- und Handelseinrichtungen fir die
Grund- und Nahversorgung im Erdgeschossbereich und in den oberen Geschossen
sind beidseitig vorhanden und sollen erhalten werden.
= Eine Erhéhung der allgemeinen Verkehrssicherheit wird verlangt.
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Aufwertung des StralRenraumes als verkehrsberuhigter Geschéaftsbereich, um den
Anforderungen der Nahmobilitdt gerecht zu werden und unerwiinschten
Durchgangsverkehr abzulenken bzw. die Fahrgeschwindigkeiten zu reduzieren.
Die Brennpunkte und Konfliktsituationen, die auf die verkehrstechnisch vorhandenen
Missstande in der Ortsmitte zurlckzufiihren sind sollen entscharft werden.
Schaffung eines verkehrsberuhigten Strallenraumes mit Gleichberechtigung fur
FuRganger, Radfahrer und Autofahrer.

Die Sanierung der Strumpfelbacher Strale mit einem larmoptimierten
Stralienasphalt, bei einer gleichzeitigen Reduzierung der zulassigen
Hochstgeschwindigkeit ist dringend erforderlich.

Die Sanierung des unterirdisch verdolten Haldenbachs ist dringend erforderlich und
im Zuge der Tiefbauarbeiten auszufihren.

Ein sicherer Wechsel der Strallenseiten soll ermdéglicht werden.

Die Lenkung und Ordnung des ruhenden Verkehrs.

Gestaltung sicherer Radwegverbindungen entlang der Striimpfelbacher Stralle bis
zur Rems sowie in der Waiblinger Strale und Beutelsbacher Stral3e.

Entwicklungsschwerpunkt Gestaltung von 6ffentlichem StraBen- und Platzraum

Eine Aufwertung des offentlichen Raumes soll entlang der Strimpfelbacher Strale
durch umfunktionierende Mallnahmen entstehen.

Verknipfung des Versorgungsbereiches am ,Kalkofen“ mit der Nahversorgung in der
Striumpfelbacher Strale.

Die Gestaltung und Aufwertung des Platzbereiches an der Kornstralle/Im
Wiesengarten gegenulber der historischen Zehntscheuer.

Gestalterische Fassung des Bereiches vor dem ,Alten Rathaus® und am
Heimatmuseum.

Gestaltung von Erschlielungsbereichen flir eine Verbesserung des Wohnumfeldes,
u.a. durch Spielmdglichkeiten fur Kinder.

Im Bereich des Viadukts soll die rdumliche und funktionale Engstelle mit schwieriger
Verkehrsfuhrung fur Fulganger und Radfahrer behoben werden.

Zur Verbesserung des Mikroklimas sind neue Baumpflanzungen mit Begrinung und
eine Entsiegelung der vorhandenen Erschlielungsflachen notwendig.

Entwicklungsschwerpunkt Férderung von Kommunikation und Biirgerzusammenhalt

Begegnung und Teilhabe aller sozialer Gruppen.

Starkung birgerschaftliches Engagement.

Schaffung von oéffentlichen Quartiersplatzen und kulturellen Treffpunkten als Orte der
Begegnung fur Kinder und Senioren zur Starkung des Blrgerzusammenhalts.
Veranderte Wohn- und Versorgungsbedurfnisse z. B. Generationenibergreifendes
Wohnen, neue gemeinschaftliche Wohnformen, betreutes Wohnen, Senioren-
Wohngemeinschaften.

Die zur Umsetzung erforderlichen Ma3nahmen kénnen dem MalRnahmenkonzept
entnommen werden und sind im ausfuhrlichen Bericht zu den Vorbereitenden
Untersuchungen naher beschrieben (Anlage: MalRnahmenkonzept). Der damit verbundene
Kostenaufwand fir die Stadt findet in der nachfolgenden Kosten- und Finanzierungsubersicht
ihren Niederschlag. Wahrend der Sanierungsdurchfihrung sind das Neuordnungskonzept,
das MalRnahmenkonzept und die Kosten- und Finanzierungstbersicht fortzuschreiben und
ggf. auf neue Planungsabsichten der Stadt anzupassen.
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1.6 Kosten- und Finanzierungsubersicht (§ 149 BauGB)

Die Voraussetzung fur die Durchfuhrbarkeit der stadtebaulichen Sanierung ist die
Finanzierung der ,unrentierlichen Kosten®. Der benétigte Finanzbedarf resultiert aus den
Ergebnissen der vorbereitenden Untersuchungen und der daraus entwickelten
Neuordnungs- und Mallhahmenkonzeption.

Fur die Sanierungsmaflinahme ,Endersbach Ortsmitte Il ist in der Stadtebauférderung ein
Gesamtférderrahmen von 1.500.000 € bewilligt worden. Davon tragen Bund und Land
900.000 € (60%) sowie die Stadt Weinstadt einen Eigenanteil von 600.000 € (40%).

Fur das Untersuchungsgebiet wurden hingegen sanierungsbedingte Kosten in Héhe von ca.
6.700.000 € ermittelt. Die Kosten liegen somit Uber dem bewilligten Férderrahmen. Aufgrund
dessen mussen fur den Beschluss und die Rechtskraft der Sanierungssatzung folgende
Alternativen untersucht werden:

e Das Sanierungsgebiet wird soweit verkleinert, dass die sanierungsbedingten Kosten dem
bewilligten Forderrahmen entsprechen.

e Es wird eine detaillierte Prioritatenliste erarbeitet, welche MalRnahmen mit dem
bewilligten Forderrahmen durchgeflhrt werden sollen.

o Die Stadt gibt dahingehend eine Eigenfinanzierungserklarung ab, dass sie bereit ist, dem
Grunde nach die fehlenden Sanierungsmittel aus eigenen Haushaltsmitteln aufzubringen.

Eine Reduzierung der geplanten MalRnahmen bzw. eine Priorisierung einzelner Vorhaben ist
nicht zu empfehlen, da dies die Wirkung der Sanierung als Gesamtkonzept in Frage stellen
wurde. Aus den Ergebnissen der Vorbereitenden Untersuchungen wurde eine Reduzierung
der Férderung privater Manahmen durch Begrenzung der maximalen Férderhéhe
berlcksichtigt. Somit kann im Sinne einer Anreizférderung ein wirtschaftlicher Umgang mit
den verfugbaren Finanzmitteln erreicht werden.

Die Stadt muss die durch den bisherigen Férderrahmen nicht abgedeckten Kosten selbst
finanzieren. Der Gemeinderat muss dazu eine Eigenfinanzerklarung dahingehend abgeben,
dass die Finanzierung der Sanierungsmafinahme notfalls auch ohne weitere Finanzhilfen
des Landes aus eigenen Mitteln zu gewahrleistet wird. Dadurch werden einerseits die
Gesamtfinanzierung der Mal3nahme und andererseits die Zugigkeit der Durchfihrung nach
dem BauGB sichergestellt. In zukunftigen Aufstockungsantragen kdnnen fur Mehrbedarf
weitere Finanzhilfen beantragt werden.
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sanierungsbedingte Kosten

Gesamtkosten Bund/Land 60 % | Stadt 40 %

. Vorbereitende Untersuchungen 10 T€ 10 T€
Il. Weitere Vorbereitung 70 T€ 70 T€
lll. Grunderwerb 40 T€ 40 T€
IV. OrdnungsmaBnahmen 5.205 T€ 3.775 T€
a) Grundstickfreilegungen 200 TE
b) Offentliche ErschlieBung 5.005 TE
V. BaumaBnahmen 2.760 TE€ 2.460 T€
a) Private Modernisierungsmalinahmen 760 TE
b) Offentliche Manahmen 2.000 T€
VI. Sonstiges 5 T€E 5 T€
VII. Vergutung / Honorare 340 T€ 340 T€
Summe | bis VI 8.430 T€ 6.700 T€
VIIl. Einnahmen 0 T€E 0 T€
Gesamt 8.430 T€ 6.700 T€
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2 Formliche Festlegung des Sanierungsgebietes

2.1 Sanierungssatzung (§ 142 BauGB) / Abgrenzung des Sanierungsgebietes

Die Stadt kann ein Gebiet, in dem eine stadtebauliche Sanierungsmalnahme durchgefihrt
werden soll, durch Beschluss als Sanierungsgebiet festlegen. Sie beschlief3t die férmliche
Festlegung des Sanierungsgebietes als Satzung (§142 Abs. 3 BauGB). In der
Sanierungssatzung ist das Sanierungsgebiet parzellenscharf auf einem Lageplan zu
bezeichnen.

Das Sanierungsgebiet ist so abzugrenzen, dass die vorhandenen stadtebaulichen
Missstande mit dem gegebenen Forderrahmen in einem Uberschaubaren Zeitraum beseitigt
werden kénnen. Der Abgrenzungsvorschlag des Sanierungsgebietes entspricht in weiten
Teilen dem Gebiet der Vorbereitenden Untersuchungen.

Wesentliche Absicht der Abgrenzung mit der zugehdérigen Konzeption ist es, den
identitatsstiftenden Stadtkernbereich von Weinstadt so zu bestimmen, dass eine ziigige
Umsetzung der Sanierungsmaflnahme mit den vorhandenen Finanzmitteln gewahrleistet ist
und ein erkennbarer Zusammenhang zwischen den Einzelmalinahmen moéglich wird. Der
genaue Abgrenzungsvorschlag kann dem Lageplan der STEG vom 18.04.2020 entnommen
werden.

Mit der Veroéffentlichung der Sanierungssatzung im Mitteilungsblatt gelten fir das
Sanierungsgebiet die Bestimmungen des besonderen Stadtebaurechts (§§ 136 ff BauGB).

2.2 Genehmigungspflichtige Vorhaben (§§ 144/145 BauGB)

Im Sanierungsgebiet besteht fir Bau- und Abbruchvorhaben, fur den privaten und
offentlichen Grundsticksverkehr sowie fur Miet- und Pachtvertréage eine
Genehmigungspflicht durch die Stadt. Dabei hat die Stadt zu prifen, ob das beabsichtigte
Vorhaben die Sanierung voraussichtlich erschwert, verhindert oder unmadglich macht. In
diesem Falle ist die Genehmigung nach § 145 BauGB zu versagen. Uber die Genehmigung
ist innerhalb eines Monats nach Eingang bei der Stadt zu entscheiden. In besonders
gelagerten Fallen kann diese Frist bis zu drei Monate verlangert werden. Die Stadt besitzt
durch diese Regelung eine Kontrollfunktion bei der Durchfiihrung der Sanierung. Im
vereinfachten Verfahren kann die Anwendung dieser Vorschriften ausgeschlossen werden
(vgl. unten).

Die Genehmigungsfahigkeit von Vorhaben, die der Genehmigungspflicht nach § 144 Abs. 1
und 2 BauGB unterliegen, orientiert sich an den Zielen und Zwecken der Sanierung, wie sie
sich aus dem Sanierungskonzept der Gemeinde ergeben. Dies kann in einem
Bebauungsplan oder einer informellen Rahmenplanung (§ 140 Nr. 4 BauGB) niedergelegt
sein. Wahrend zu Beginn der Sanierung allgemein gehaltene Ziele und Zwecke der
Sanierung als Beurteilungsgrundlage fir die Prifung der Genehmigungsfahigkeit
herangezogen werden.

Neben den allgemeinen stadtebaurechtlichen Vorschriften kommt im férmlich festgelegten
Sanierungsgebiet sowohl im vereinfachten als auch im umfassenden Sanierungsverfahren §
24 Abs. 1 Nr. 3 BauGB uber das allgemeine Vorkaufsrecht beim Kauf von Grundstlcken in
einem férmlich festgelegten Sanierungsgebiet zur Anwendung.
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2.3 Verfahrensart (§ 142 Abs. 4 BauGB)

Bei der Beschlussfassung tber die Sanierungssatzung hat die Stadt zu entscheiden,
welches Verfahrensrecht bei der Sanierung anzuwenden ist. Das Baugesetzbuch stellt dabei
zwei Verfahrensarten fur die Durchfiihrung von Sanierungsmafnahmen zur Verfligung:

» Das umfassende Verfahren unter Einbeziehung der besonderen sanierungsrechtlichen
Vorschriften (§152—-156a BauGB) und

= das vereinfachte Verfahren unter Ausschluss der besonderen sanierungsrechtlichen
Vorschriften (§152—156a BauGB).

In den besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften (§152—156a BauGB) sind die
Kaufpreiskontrolle und die Entrichtung des Ausgleichsbetrages geregelt. Jeder Eigentimer
eines Grundstlicks im Sanierungsgebiet, bei dem eine sanierungsbedingte
Bodenwertsteigerung gutachterlich ermittelt wurde, hat nach Abschluss der Sanierung einen
Ausgleichsbetrag zu entrichten. Der Ausgleichsbetrag ist die durch die Sanierung bewirkte
Erhéhung des Bodenwertes seines Grundstiicks. Ubersteigt jedoch der zu erwartende
Verwaltungsaufwand zur Erhebung aller Ausgleichsbetrage nachweislich die zu erwartenden
Einnahmen, kann von der Erhebung der Ausgleichsbetrage durch Gemeinderatsbeschluss
abgesehen werden (Bagatellregelung).

Genehmigungspflichtig ist nach § 153 BauGB in Verbindung mit § 145 BauGB die Hoéhe der
Kaufpreise bei dem zu prifenden Grundstlcksgeschaft. Der Kaufpreis darf dabei den
Verkehrswert nicht Gbersteigen, der ohne die Aussicht auf die Durchfiihrung einer Sanierung
erzielt werden konnte (Anfangswert). Ziel dieser Regelung ist es, einerseits einen
spekulativen Grundstiicksverkehr im Sanierungsgebiet einzuddmmen, insbesondere wenn
die Stadt selbst Grunderwerbe anstrebt, und anderseits andere Grundstlickskaufer vor einer
unangemessenen Belastung durch spatere Ausgleichszahlungen zu schitzen.

Die Stadt hat aufgrund der Ergebnisse der Vorbereitenden Untersuchungen zu entscheiden,
ob die Anwendung der §§ 152 bis 156a BauGB flr die Durchfiihrung der Sanierung
erforderlich sind. Die Verfahrenswahl ist dabei keine Ermessensentscheidung der Stadt,
sondern erfolgt Uber eine Erforderlichkeitsprifung aufgrund der Ergebnisse der
Vorbereitenden Untersuchungen.

Im aktuellen MaRnahmenkonzept sind folgende hierflr relevante Sanierungsmafnahmen
vorgesehen:

—  Gestaltung von ErschlieBungsanlagen

—  Verbesserung des Parkierungsangebots

- Instandsetzungs- und ModernisierungsmafRnahmen an privaten Gebauden

—  Schaffung neuen Wohnraums durch Neubebauung, Erweiterung oder
Umnutzung

—  Ausbau der o6ffentlichen Einrichtungen

Erklartes Ziel ist der Erhalt der bestehenden Strukturen. Das Mal} der vorgenannten
MafRnahmen lasst keine wesentliche wertsteigernde Auswirkung auf die Grundstiickswerte
erwarten.

Die Anwendung der Vorschriften des dritten Abschnitts des BauGB (§§152 bis 156 a BauGB)
ist aus vorgenannten Grinden nicht angezeigt. Es wird daher empfohlen, die Satzung unter
Ausschluss der besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften zu beschlie3en.

Die Vorschrift Uber die genehmigungspflichtigen Vorhaben gem. § 144 BauGB ist fur die
Stadt ein wichtiges Kontrollinstrument fir die Umsetzung der Sanierungsziele. Vorhaben, die
das Erreichen von Sanierungszielen erschweren oder behindern, kénnen somit verhindert
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werden. Im Wesentlich erstreckt sich die Genehmigungspflicht nach § 144 in Abs. 1 BauGB
auf in § 14 Abs. 1 BauGB bezeichnete bauliche Vorhaben. Darliber hinaus sind in Abs. 2 vor
allem Grundstlicksgeschéfte, -veranderung und -belastungen umfasst.

Innerhalb des vereinfachten Verfahrens kann die Stadt nach ihrem Ermessen
unterschiedliche verfahrensrechtliche Gestaltungen wahlen (§ 142 Abs. 4, 2. Halbsatz
BauGB). Sie kann in der Sanierungssatzung die Anwendung folgender Vorschriften
ausschlief3en:

— die Genehmigungspflicht nach § 144 Abs. 1,
— die Genehmigungspflicht nach § 144 Abs. 2 oder
— die Genehmigungspflicht nach § 144 Abs. 1 und 2 insgesamt.

Im Sanierungsgebiet sollte die Stadt bauliche Entwicklungen planerisch starker steuern
kénnen, um Bauvorhaben zu verhindern, die das Erreichen von Sanierungszielen
erschweren wirden. Aufgrund der bestandserhaltenden Zielsetzung wird bei
Grundstlicksgeschéaften jedoch kein Handlungsbedarf fur Eingriffsmoéglichkeiten der Stadt
gesehen. Es wird deshalb empfohlen die Anwendung des § 144 Abs. 2 BauGB
auszuschlieen. Damit entfallt die Eintragung von Sanierungsvermerken. Das allgemeine
Vorkaufsrecht im Sanierungsgebiet bleibt davon unberihrt.

2.4 Sanierungsbedingte MaBRnahmen (§§ 146 ff BauGB)

Zu den Ordnungsmafnahmen (§147 BauGB) gehdren:
— die Bodenordnung, einschlieBlich des Erwerbs von Grundstiicken durch die Stadt,
— der Umzug von Bewohnern und Betrieben,
— die Freilegung von Grundstlcken,
- die Herstellung und Anderung von ErschlieBungsanlagen.

Die Durchfuhrung von OrdnungsmafRnahmen ist grundsatzlich Aufgabe der Stadt. Sie kann
aber die Durchfuihrung auf der Grundlage eines Vertrages ganz oder teilweise dem
Eigentimer Uberlassen. Hingegen bleibt der Erwerb von Grundstucken fir die Sanierung und
die Herstellung von ErschlieBungsanlagen hoheitliche Aufgabe der Stadt.

Zu den Baumalinahmen (§148 BauGB) gehoren:
— Die Erneuerung, Modernisierung, Instandsetzung und Umnutzung von Gebauden,
— die Errichtung, die Erneuerung und der Umbau von Gemeinbedarfs- und
Folgeeinrichtungen.

GemalR den Stadtebauférderungsrichtlinien (StBauFR) kénnen private
Erneuerungsmafinahmen geférdert werden. Der zuwendungsfahige Gesamtaufwand ergibt
sich aus der Summe der forderfahigen Baukosten.

Der Bau von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen ist grundsatzlich Aufgabe der Stadt.
Diese Einrichtungen dienen verwaltungsmaRigen, kulturellen und sozialen Zwecken und
mussen 6ffentlich zuganglich sein.

2.5 Befristung der Sanierungsdurchfiihrung (§142 Abs. 3 BauGB)

Gemal § 142 Abs. 3 BauGB ist die Stadt verpflichtet durch Beschluss die Frist festzulegen,
in der die Sanierung durchgefuhrt werden soll. Kann die Sanierung nicht innerhalb der Frist

durchgefuhrt werden, kann die Frist durch Beschluss verlangert werden. Es wird empfohlen,
die Frist um 4 Jahre Uber den derzeitigen Bewilligungszeitraum (bis 30.04.2028) hinaus bis

zum 30.04.2032 anzusetzen.
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3 Forderung privater ErneuerungsmaBRnahmen

Es wird empfohlen, einheitliche Satze fir die Bezuschussung privater
Erneuerungsmalinahmen festzulegen. Dies dient der Transparenz der Entscheidungen und
sorgt fur die Gleichbehandlung der Eigentiimer im Sanierungsgebiet. Selbstverstandlich
steht es der Stadt frei, die Fordersatze im Laufe des Verfahrens an sich andernde
Rahmenbedingungen anzupassen.

Die Bezuschussung von Erneuerungsmalnahmen soll fir die Eigentimer einen deutlichen
Anreiz bilden, um stadtebauliche Missstande zu beseitigen und die Wohnverhaltnisse und
die Funktionsfahigkeit des Gebietes zu verbessern. Der Eigentimer eines Gebaudes, der
Erneuerungsmafinahmen bzw. Modernisierungs- und Instandsetzungsmallnahmen im Sinne
des § 177 BauGB durchflihrt, soll deshalb einen anteiligen Zuschuss aus Sanierungsmitteln
erhalten.

Der Eigentimer hat auf die Bezuschussung einer Erneuerungsmalnahme keinen
Rechtsanspruch. Die Stadt entscheidet nach der stadtebaulichen Bedeutung, der baulichen
Dringlichkeit sowie den finanziellen Gegebenheiten.

3.1 Voraussetzungen und Mindestbaustandard

— Die Stadtebauférderpraxis gibt vor, dass ein Gebaude nach Durchfiihrung einer
Erneuerungsmafinahme eine Restnutzungsdauer von ca. 30 Jahren haben soll. Deshalb
ist in jedem Falle ein moderner Ausbaustandard anzustreben.
— Bei gréReren Modernisierungsvorhaben ist durch den Eigentumer ein Architekt
hinzuzuziehen.
— Der Eigentimer hat der Stadt gegentiber die Finanzierung eines Vorhabens
nachzuweisen, z.B. durch eine Finanzierungsbestatigung einer Bank. Die Baumalnahme
muss wirtschaftlich sein.
— Die Einhaltung der geltenden Stadtbildsatzung ist bei der Durchflihrung von
Modernisierungsmaflinahmen zu beachten.
— Beim Abschluss von Erneuerungsvereinbarung sollte darauf geachtet werden, dass
folgende Mindestbaustandards eingehalten werden:
= Bauliche Mangel im Bereich des Dachs und Dachstuhls, an der Fassade und an den
tragenden Bauteilen missen beseitigt werden (notwendige
Instandsetzungsmalnahmen).

= Eine ausreichende Warmedammung im Bereich der AuRenwand einschlieRlich der
Fenster und im Dachbereich muss erreicht werden.

= Ein umweltfreundliches und energiesparendes zentrales Heizsystem muss vorhanden
sein, dabei sind auch alternative Energietrager (Solarenergie) denkbar.

= Jede Wohnung muss einen eigenen Abschluss aufweisen.

* Injede Wohnung ist eine Nasszelle mit modernen Sanitdranlagen und einer zentralen
Warmwasserbereitung einzubauen.

= Das WC muss sich innerhalb der Wohnung befinden.

= Samtliche Installationen im Gebdude (Sanitér, Heizung, Elektrik) missen den
heutigen technischen Anforderungen entsprechen.
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3.2 Fordersatze fir private ErneuerungsmafBnahmen

Der Eigentimer eines Gebaudes, der Erneuerungsmallnahmen im Sinne des § 177 BauGB
durchflihrt, erhalt deshalb einen anteiligen Zuschuss aus Sanierungsmitteln. Private
Erneuerungsmafinahmen einschlief3lich Umnutzungen kénnen mit einem pauschalen
Fordersatz gefordert werden. Nach den Stadtebauférderungsrichtlinien (StBauFR) kann
dieser Zuschuss bei Gebdauden maximal 35% betragen. Bei Gebauden, die wegen ihrer
kinstlerischen, historischen oder stadtebaulichen Bedeutung erhalten bleiben sollen, kann
eine Erhdhung des Fordersatzes um 15% erfolgen.

Um in der Stadt Weinstadt einheitliche Fordersatze beizubehalten, wird empfohlen wie in den
vorangegangenen Sanierungsmalinahmen den gleichen Fordersatz von 30 % fest zu setzen.
DarUber hinaus soll Obergrenze von 50.000 € Férderung gelten. Bei Gebauden, die wegen
ihrer geschichtlichen, kunstlerischen oder stadtebaulichen Bedeutung erhalten bleiben
sollen, vor allem bei denkmalgeschuitzten Gebauden, kann die Férderquote um bis zu 15 %
erhdht werden. Die Obergrenze wird entsprechend proportional zur der Erhéhung angepasst.

Der Eigentimer hat auf die Bezuschussung einer Erneuerungsmalnahme keinen
Rechtsanspruch. Die Stadt entscheidet nach der stadtebaulichen Bedeutung der MaRnahme
und den finanziellen Gegebenheiten.

3.3 Forderung private OrdnungsmaBnahmen

Nach § 147 BauGB ist die Durchfiihrung der OrdnungsmafRnahmen Aufgabe der Stadt.
Gemal § 146 Abs. 3 BauGB kann sie die Durchfiihrung aufgrund eines Vertrages ganz oder
teilweise den Eigentumern Uberlassen. Die Durchfuhrung der Ordnungsmafinahme wie
Gebaudeabbruch muss den Sanierungszielen entsprechen. Hierzu gehdren insbesondere
die Freilegungskosten (Abbruch bzw. Abbruchfolgekosten) sowie die sog.
,Gebauderestwertentschadigung® (untergehende Bausubstanz) beim sanierungsbedingten
Abbruch eines Gebaudes bzw. Gebdudeteils. Nach den StBauFR kénnen bis zu 100 % der
entstandenen Kosten erstattet werden.

Die STEG empfiehlt Abbruchkosten und Abbruchfolgekosten flir Gebaude bis zu 100 % zu
erstatten. Aufgrund des zur Verfigung stehenden Férderrahmens und der GréRenordnung
der anstehenden Erneuerungsmafinahmen sollten Gebauderestwerte nicht entschadigt
werden. Im Einzelfall kann die Férderung per Gemeinderatsbeschluss auf einen niedrigeren
Maximalbetrag begrenzt werden.

Fordersatze StBauFR 2007
max. zulassig | Beschlussvorschlag
Private BaumaBnahme 35 % max. 30 %
bis max. 50.000 €
Denkmalzuschlag +15% max. + 15 %
nach Nr. 10.2.2.3 StBauFR insgesamt max. 75.000 €
Private OrdnungsmafRnahme 100 % 100 %
Entschadigung Substanzverlust 100 % keine

Bemessungsgrundlage sind die berticksichtigungsfahigen Kosten gem.
Stadtebauférderungsrichtlinie.
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4 Gestaltungsrichtlinien/Gestaltungssatzung

Fur die Sicherung und Erhaltung eines einheitlichen, in der Regel historisch gewachsenen
Ortsbildes konnen allgemein gultige Gestaltungsrichtlinien oder eine Gestaltungssatzung
erlassen werden. Grundsatzlich sollte die individuelle Abstimmung ortsbildpragender
Elemente (AuRengestaltung, Materialwahl und Farbgebung) auf dieser Grundlage mit dem
jeweiligen Eigentumer erfolgen.

In jedem Fall haben private Erneuerungs- und OrdnungsmalRnahmen tber den individuellen
privaten Vorteil hinaus auch der Ortsbildpflege und der allgemeinen Verbesserung der
stadtebaulichen Situation zu dienen.

Es ist eine ganzheitliche Erneuerung des Gebaudes unter sowohl stadtebaulichen als auch
energetischen Gesichtspunkten und unter Einhaltung der Mindestausbaustandards
anzustreben. Die Wirtschaftlichkeit der MaRinahme ist zu beachten.

Die Verwaltung wird private Erneuerungs- oder Ordnungsmafnahmen, die sich im Rahmen
der genannten Konditionen bewegen, eigenstandig abschlieRen. Abweichungen bei der
Forderquote oder der Maximalférderung kdnnen im begriindeten Einzelfall vom Gemeinderat
beschlossen werden.

Die Stadtverwaltung wird die Erarbeitung von Gestaltungsgrundsatzen veranlassen und beim
Abschluss von Erneuerungsvereinbarungen zu Grunde legen. Die Auliengestaltung von
Baumalnahmen ist von den Eigentumern vor Baubeginn mit der Verwaltung abzustimmen.
Die Verwaltung wird mit privaten Eigentimern die wesentlichen Gestaltungspunkte einer
Bauaufgabe aus verhandeln und festhalten. Fur denkmalgeschutzte Objekte gelten die
jeweiligen Auflagen des Denkmalschutzes.



	Datum
	Ostatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	SMC_BM_VOTEXT5
	FAuswirkung
	SMC_BM_VOTEXT6
	SMC_BM_KW_1PE
	SMC_BM_KW_2DAT
	SMC_BM_KW
	Sachverhalt

